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Die Anmeldung für die Runde 2010/2011 läuft
SCHUL/BANKER – Das Bankenplanspiel

Bald ist es so weit: SCHUL/BANKER, der

Schülerwettbewerb des Bankenverban-

des, startet in die Runde 2010/2011.

Mehr als 50.000 Schülerinnen und Schü-

ler haben inzwischen bei diesem span-

nenden Bankenplanspiel mitgemacht.

Sie haben dabei im Team das Manage-

ment einer virtuellen Bank übernom-

men und eine Vielzahl geschäftspoliti-

scher Entscheidungen getroffen.

SCHUL/BANKER wird über zwei Runden

gespielt: Die Vorrunde beginnt nach 

den Herbstferien und dauert bis Mitte 

Februar. Danach stehen die 20 Teams

fest, die es ins Finale geschafft haben.

In einer dreitägigen Präsenzveranstal-

tung tragen sie dort einen spannenden

Wettbewerb um die ersten drei Plätze

aus. Anschließend findet die festliche

Preisverleihung in Berlin statt.

Bei all dem lernen die Schülerinnen 

und Schüler die Aufgaben und die

Funktionsweise einer Bank kennen, sie

recherchieren selbstständig Informa-

tionen, um sich ein fremdes Fachgebiet

zu erschließen, und sie trainieren die

Zusammenarbeit im Team.

Für alle, die in diesem Jahr gerne mit-

machen möchten: Anmeldeschluss ist

der 30. September 2010. Am besten 

und einfachsten erfolgt die Anmeldung 

online unter www.schulbanker.de. Hier

gibt es alle Informationen zum Wettbe-

werb, eine Präsentation des Planspiels,

begleitende Unterrichtsmaterialien für

Lehrerinnen und Lehrer zum Download 

und anderes mehr. Teilnehmen können

alle Schülerinnen und Schüler, die  ein

allgemeinbildendes Gymnasium oder

eine  Gesamtschule ab Jahrgangstufe 10

besuchen. Ebenso sind alle Realschüle-

rinnen und Realschüler der Stufe 10 zum

Mitmachen herzlich eingeladen.

Übrigens: SCHUL/BANKER  ist in diesem

Jahr mit dem Comenius-Siegel ausge-

zeichnet worden. Bei dieser Auszeich-

nung handelt es sich um ein Qualitäts-

siegel, das von der Gesellschaft für 

Pädagogik und Information e. V. (GPI),

einer wissenschaftlichen Fachgesell-

schaft für Mediendidaktik und Bildungs-

technologie, für pädagogisch, inhaltlich

und gestalterisch besonders wertvolle

didaktische Multimediaprodukte verge-

ben wird.



Kai A. Konrad/Holger Zschäpitz: Schul-

den ohne Sühne? Warum der Absturz

der Staatsfinanzen uns alle trifft, Verlag 

C. H. Beck, München 2010, 240 Seiten,

19,95 Euro.

Wer sich umfassend über das Thema Staatsverschuldung 

informieren, dabei intellektuell anregend unterhalten wer-

den möchte, dem sei die Lektüre dieses Buches empfohlen.

Den beiden Autoren, der eine Direktor am Max-Planck-

Institut für Geistiges Eigentum, der andere leitender Wirt-

schafts- und Finanzredakteur bei der Tageszeitung „Die

Welt“, gelingt es auf hervorragende Art und Weise, einem

vermeintlich drögen Thema viele interessante Aspekte und

Zusammenhänge abzugewinnen. Dabei darf sich der Leser

mit den unterschiedlichen Dimensionen dieses Themas aus-

einandersetzen: mit einem Lagebericht zur Staatsverschul-

dung, der zugleich einen Ausflug in die bundesdeutsche

Finanzgeschichte darstellt; mit den eigentlichen Ursachen

und Hintergründen dieses Dauerphänomens und natürlich

auch mit Strategien zum Abbau der Verschuldung und den

damit verbundenen Schwierigkeiten. 
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Lektüre-Tipp Mehr öffentlich Bedienstete 
Erstmals seit der Wiedervereinigung ist die Zahl der Beschäftig-

ten im öffentlichen Dienst gestiegen. Ende Juni wurden rund 

4,5 Millionen Angestellte und Beamte gezählt – 42.500 oder knapp

ein Prozent mehr als ein Jahr zuvor. Das sei der erste Zuwachs seit

1991, teilte das Statistische Bundesamt in Wiesbaden mit. Seither

waren mehr als zwei Millionen Stellen weggefallen, davon knapp

die Hälfte durch die Privatisierung von Bahn und Post. Einen Stel-

lenaufbau gab es jetzt vor allem in der Kinderbetreuung, bei der

Arbeitsagentur und in Hochschulen, wobei insbesondere die 

Zunahme befristeter Arbeitsverhältnisse für die Trendwende ver-

antwortlich war. Weniger Personal gab es 2009 in anderen Berei-

chen: So wurden kommunale Krankenhäuser privatisiert, wodurch

die Beschäftigten nicht mehr zum öffentlichen Dienst gehören.

Auch der Bund zählte weniger Mitarbeiter, nicht zuletzt durch den

Stellenabbau in der Bundeswehrverwaltung. Insgesamt erhöhte

sich die Zahl der Angestellten um 1,5 Prozent auf rund 2,7 Millio-

nen. Bei Angestellten mit Zeitverträgen gab es ein Plus von 35.300

oder 10,6 Prozent, während die Zahl der Beamten und Richter um

0,1 Prozent auf rund 1,7 Millionen zunahm. 

In seinem „Deutschland-Report 2035“

hat das Baseler Institut Prognos um-

fangreiche Analysen zur zukünftigen

wirtschaftlichen und gesellschaftlichen

Entwicklung der Bundesrepublik ange-

stellt. Dabei wurden u. a. die demogra-

fische Entwicklung und ihre Folgen 

für Wirtschaftswachstum und soziale 

Sicherung unter die Lupe genommen.

Ergebnis: Ohne längere Lebensarbeits-

zeiten, eine höhere Erwerbstätigkeits-

quote und sinnvolle Bildungsinvestitio-

nen wird das heutige Wohlstandsniveau

kaum zu halten sein. Doch selbst im

günstigsten Fall würde die deutsche

Wirtschaft bis zum Jahr 2035 nur noch

um 1,2 Prozent wachsen. Insbesondere

die Erwerbstätigenquote, also der An-

teil der arbeitsfähigen Menschen zwi-

schen 20 und 65 Jahren, der einer Arbeit

nachgeht, müsse hierfür gesteigert wer-

den: von heute 75 auf dann 83 Prozent.

Was die Bevölkerungsentwicklung an-

belangt, so erwarten die Autoren der

Studie einen Rückgang der Einwohner-

zahl von heute 82 auf dann 78 Millio-

nen Menschen. Durch Wanderungsbe-

wegungen innerhalb Deutschlands wird

der Osten deutlich stärker betroffen

sein als der Westen. Auch die Alters-

struktur wird sich verschieben und 

zu einer Verringerung der Zahl der 

erwerbsfähigen Menschen führen.

Immerhin: Durch die schrittweise Ein-

führung der Rente mit 67 wird das Ver-

hältnis von Älteren zu Erwerbsfähigen

deutlich langsamer zunehmen als dies

der Fall wäre, wenn auf eine Herauf-

setzung des Renteneintrittsalters ver-

zichtet würde. Insgesamt würden, so

Prognos, die sozialen Sicherungssys-

teme, zu denen die gesetzliche Rente

zählt, funktionieren und auch in Zukunft

ein stabiles Netz bilden. Mit Ausnahme

der Arbeitslosenversicherung aber er-

wartet Prognos steigende Beiträge, vor

allem in der Pflegeversicherung. 

Weniger Menschen – weniger Wachstum

Entwicklung des BIP

Quelle: Prognos.
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Der Arbeitsmarkt in Deutschland hat die

weltweite Wirtschaftskrise deutlich bes-

ser überstanden als die meisten anderen

OECD-Länder. So hat sich in Deutschland

die Lage auf dem Arbeitsmarkt in den

vergangenen Monaten weiter entspannt,

und die Arbeitslosenquote liegt nun

deutlich unter dem OECD-Durchschnitt.

Doch ein Problem besteht weiterhin fort:

Trotz einer rückläufigen Entwicklung

bleiben in Deutschland Arbeitslose län-

ger ohne Job als in anderen Ländern.

Dies geht aus dem OECD-Beschäfti-

gungsausblick 2010 hervor. 2009 waren

knapp 62 Prozent der deutschen Arbeits-

losen länger als sechs Monate ohne 

Beschäftigung (gemessen nach dem

internationalen ILO-Standard), 46 Pro-

zent der Arbeitslosen blieben länger als

zwölf Monate ohne Anstellung. Inner-

halb der OECD war dieser Anteil mit 51

Prozent nur noch in der Slowakei höher.

Seit Jahren schon leidet der deutsche 

Arbeitsmarkt darunter, dass die Arbeits-

losenquote unter den Geringqualifizier-

ten vergleichsweise hoch ist und selbst

im Wirtschaftsaufschwung bis 2008 nur

geringfügig gesenkt werden konnte.

Während Arbeitslose mit hoher Qualifi-

kation in der Regel schon nach kurzer

Zeit wieder eine neue Arbeitsstelle fin-

den, sind die Geringqualifizierten meist

über einen längeren Zeitraum beschäfti-

gungslos. Vorrangige Aufgabe der Poli-

tik muss es daher sein, Voraussetzungen

für eine höhere Beschäftigungsquote

von Niedrigqualifizierten zu schaffen –

und zugleich die Anstrengungen im 

Bildungsbereich weiter zu forcieren. 
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Zuversicht und Skepsis liegen gegenwär-
tig an den internationalen Finanzmärkten
nahe beieinander. Die Zuversicht speist
sich aus unterschiedlichen Quellen. Zum
einen sind da die branchenübergreifend
guten Unternehmenszwischenberichte in
Europa, aber auch in den USA, die die Stim-
mung an den Aktienmärkten aufgehellt
haben. Daneben erfreuen sich speziell die
Anleger in Deutschland an den verhei-
ßungsvollen Konjunkturaussichten, die der
deutschen Wirtschaft prophezeit werden.
Wie gut die Stimmung hierzulande ist,
zeigten zuletzt der Ifo-Geschäftsklima-
index und der Einkaufsmanagerindex für 
das verarbeitende Gewerbe. Und was der 
deutschen Wirtschaft recht ist, scheint der
Weltwirtschaft nur billig zu sein. Ihre
Wachstumsprognosen wurden zur Jahres-

mitte vor allem dank der Schwellenländer
abermals angehoben.

Doch zur gleichen Zeit richten sich viele
besorgte Blicke gen USA, denn immer wei-
ter breitet sich die Furcht vor einer neuen
Schwäche der amerikanischen Wirtschaft
aus – untermauert durch eher enttäu-
schende Konjunkturdaten. Insbesondere
die anhaltend hohe Arbeitslosigkeit
scheint ein Beleg für die große Last, unter
der die US-Wirtschaft noch immer ächzt.
Vor diesem Hintergrund zweifeln viele 
Anleger daran, ob den Finanzmärkten 
nun wirklich wieder rosigere Zeiten bevor-
stehen. Denn schwächelnde Vereinigte
Staaten, so viel ist klar, würden auch für
die Weltwirtschaft und nicht zuletzt die
exportabhängige deutsche Volkswirtschaft

nichts Gutes verheißen. Schon jetzt wird
der steigende Euro-Kurs von manchen 
Analysten auf die mögliche Wachstums-
abschwächung in den USA zurückgeführt.

Im Dienste der Konjunkturstützung steht
derweil weiterhin die amerikanische 
Notenbank Federal Reserve in Washington.
Äußerungen mehrerer ihrer Führungsmit-
glieder deuten darauf hin, dass die Fed die
wirtschaftliche Entwicklung als außer-
gewöhnlich unsicher ansieht und im Zwei-
fel bereit ist, unterstützend einzugreifen.
Diese Unterstützung könnte in zusätzlichen
Käufen von Wertpapieren, darunter auch
Staatsanleihen, bestehen. Die Europäische
Zentralbank hat demgegenüber ihre Käufe
von Staatsanleihen in den ersten Juli-
wochen weitgehend eingestellt.

Besorgte Blicke nach Amerika

Langzeitarbeitslosigkeit im Vergleich

Finanzmärkte im Blick

So viel % der Arbeitslosen sind ein Jahr oder länger ohne Arbeit *

Langzeitarbeitslose

* In ausgewählten OECD-Ländern, Stand 2009. Quelle: OECD.
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Kurz bevor die EU-Mitgliedstaaten Anfang

Mai 2010 die Entscheidung trafen, nicht nur

Griechenland mit milliardenschweren Hil-

fen zur Seite zu springen, sondern zugleich

ein Rettungspaket über 750 Milliarden Euro

für den gesamten Euro-Raum zu schnüren,

hatte eine sich über Wochen und Monate

zuspitzende Krise ihren vorläufigen Höhe-

punkt erreicht. Griechenland stand kurz vor

der Zahlungsunfähigkeit, andere Mitglieds-

länder der EU, vorwiegend aus Südeuropa,

drohten in den Sog der griechischen Krise

mit hineingezogen zu werden. Die Furcht

ging um, der Euro könne dramatisch an 

Stabilität verlieren und die Währungsunion

auseinanderbrechen. Welche tatsächlichen

Risiken aber bestanden damals und wie

war ihnen am besten beizukommen? War

insbesondere das Schreckgespenst Infla-

tion eine begründete Furcht oder eben

doch nur ein Schreckgespenst?

Der vorrangige Auftrag der Europäischen

Zentralbank lautet bekanntlich, die Stabilität

der gemeinsamen Währung zu garantieren,

ein Auftrag, dem sie bislang mit Erfolg nach-

gekommen ist. Um die Inflationsrate auf

unter zwei Prozent zu begrenzen, stehen ihr

eine Reihe von geldpolitischen Instrumen-

ten zur Verfügung, mit denen sie die Geld-

menge steuern kann. Ein kontrollierter 

Anstieg der Geldmenge wird dabei als 

Voraussetzung für einen moderaten Anstieg

des Preisniveaus betrachtet. Auf welche

Weise hätte nun die überbordende Ver-

schuldung eines Staates der Euro-Zone die

Preisstabilität überhaupt in Gefahr bringen

können, wo doch die Geldmenge davon

nicht unmittelbar berührt war? Eine Ent-

schuldung der Staaten durch eine bewusst

herbeigeführte Inflation, wie es in der Wirt-

schaftsgeschichte immer wieder beobachtet

werden konnte, wäre schließlich nur unter 

Preisgabe der Unabhängigkeit der EZB mög-

lich – was freilich von den Mitgliedstaaten

weder beabsichtigt war noch ist und zwei-

fellos einer Aufkündigung der Währungs-

union gleichkäme. 

Staatsverschuldung und Inflation

Der Zusammenhang zwischen einer explo-

dierenden Staatsverschuldung bzw. einem

Staatsbankrott und einer höheren Inflation

ist ein indirekter. Zunächst hätten die aus-

ufernden staatlichen Defizite im Allgemei-

nen und die dramatische Schuldenkrise 

Griechenlands im Besonderen dazu führen

können, dass das Vertrauen der internatio-

nalen Anleger in den Euro und die Wirt-

schaftskraft der Europäischen Währungs-

union nachlässt – mit der Folge, dass der

Außenwert des Euro gegenüber anderen

Währungen gesunken wäre. Dies hätte 

weniger die hiesigen Anleger betroffen: 

Wer sein Geld in Euro angelegt hat, kann 

das Auf und Ab der europäischen Gemein-

schaftswährung zunächst einmal recht 

gelassen betrachten – er erfährt hierdurch

keine Verluste. Ein sinkender Außenwert der

Währung ist allerdings in der Regel mit stei-

genden Importpreisen verbunden, die sich

auf das allgemeine Preisniveau auswirken

und zu einer Verteuerung führen können.

Zugleich können die infolge der Abwertung

verbesserten Exportmöglichkeiten zu einer

höheren Kapazitätsauslastung oder sogar zu

Produktionsengpässen führen, die dann

wiederum Lohnsteigerungen plausibel und

das Auslösen einer Preis-Lohn-Spirale denk-

bar machen. 

Innerhalb eines knappen halben Jahres, zwi-

schen Ende 2009 und Juni 2010, sank der

Euro-Kurs tatsächlich von 1,50 Dollar auf 

1,20 Dollar – eine Folge auch und vor allem

der Griechenland-Krise. Doch war diese

Entwicklung wirklich so dramatisch, dass 

sie massive Gegenreaktionen erforderlich 

gemacht hätte? Ein signifikanter Inflations-

anstieg war bis zur Verabschiedung der

Stabilitätspakete nicht erkennbar. Dagegen

sprachen neben der geringen gesamt-

wirtschaftlichen Nachfrage in den meisten 

Euro-Staaten auch die nicht ausgelasteten

Industriekapazitäten. Zudem lag der Euro-

Wechselkurs in der Vergangenheit schon ein-

mal deutlich niedriger als im Frühjahr 2010. 

Wenn aber offenkundig keine unmittelbare

Gefahr für das Preisniveau und den Binnen-

wert des Euro bestand, warum hätte dann

die Währungsunion vor einer Zerreißprobe

stehen sollen, wie es oft zu hören war?

Warum wurden die beiden Rettungspakete

Anfang Mai geschnürt und von den Mitglied-

staaten verabschiedet? Wäre eine offiziell

verkündete Zahlungsunfähigkeit Griechen-

lands mit anschließender Umschuldung

nicht auch eine Alternative gewesen?
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Im Fokus

Der Fall Griechenland – Belastung für die Währungsunion III

Inflaton in der Euro-Zone

Quelle: Statistisches Bundesamt.
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Rettungspakete waren notwendig

Hätten die Euro-Mitgliedstaaten auf ein

Hilfsversprechen verzichtet und Griechen-

land somit seine Zahlungsunfähigkeit er-

klären müssen, wäre ein Präzedenzfall 

geschaffen worden. Waren zuvor schon 

Ansteckungseffekte in anderen hochver-

schuldeten Euro-Ländern in Form steigen-

der Risikozuschläge auf die Verzinsung

ihrer Staatsanleihen zu beobachten, so 

hätte sich der Verkaufsdruck nun, bei 

einem Zahlungsausfall Griechenlands, 

noch einmal erhöht und insbesondere die

Emission neuer Anleihen erheblich er-

schwert. Ein Abzug weiteren Kapitals aus

der Euro-Zone bis hin zu einer Kapitalflucht

wäre die mögliche Folge gewesen. Um-

schuldungsverhandlungen hätten zudem

auch bedeutet, dass die Gläubiger auf einen

Teil ihrer Forderungen hätten verzichten

müssen. Neben Banken gehören vor allem

Pensionskassen und Versicherungen zu 

diesem Gläubigerkreis. Angesichts der 

noch immer instabilen Finanzmärkte hätte

dies zu weiteren Erschütterungen führen

können.

Mit dem Euro-Rettungspaket sollten Speku-

lationen, andere Staaten würden ihre Schul-

den nicht bedienen können, von vornher-

ein die Grundlagen entzogen werden. Eines

darf dabei allerdings nicht übersehen wer-

den: Die gestiegenen Renditen für Staats-

anleihen sowie die damit verbundenen Zah-

lungsschwierigkeiten Griechenlands und

anderer Euro-Länder sind nicht auf das Werk

von Spekulanten zurückzuführen, sondern

auf die jeweils hohen Staatsschulden. Diese

stellen die eigentliche Belastung für die

Währungsunion dar, auch wenn sie nicht

unmittelbar preistreibend wirken. Mit jeder 

Zuspitzung der Finanzierungsprobleme der

öffentlichen Haushalte verschlechtern sich

die Bedingungen der Unternehmensfinan-

zierung in den betroffenen Ländern – mit

negativen Folgen für die wirtschaftliche 

Entwicklung des gesamten Euro-Raums. Der 

politische Druck auf die Notenbank, die 

Zinsen möglichst niedrig zu halten, dürfte

obendrein zunehmen, je größer die Staats-

verschuldung ausfällt.

Heute und Morgen

Der Glaube an die Stabilität einer Währung

muss mühsam aufgebaut, kann aber sehr

schnell wieder zerstört werden. Durch die

Rettungspakete sollte ein solcher Vertrau-

ensverlust verhindert werden, was auch 

gelang. Entscheidend hierbei war, dass dem

griechischen Staat umfangreiche Konsoli-

dierungsschritte abverlangt werden, damit

er zugleich das Kreditversprechen seitens

der Euro-Länder (und des IWF) in Anspruch

nehmen kann. Bedingungslose Hilfen 

hätten die Glaubwürdigkeit der Währungs-

union zweifellos beschädigt und anderen

Schuldnerstaaten signalisiert, dass sie sich

im Zweifel auch ohne eigene Anstrengun-

gen auf die Hilfe der anderen EU-Staaten

verlassen können. Angesichts der enormen

Herausforderungen, denen sich Griechen-

land gegenwärtig ausgesetzt sieht, kann

ausgeschlossen werden, dass andere Staa-

ten diesem Beispiel nacheifern wollen. Ob

der Mittelmeerstaat schließlich wirklich sein

Konsolidierungsprogramm wird umsetzen

können oder dadurch nicht über Gebühr

seine Wachstumskräfte stranguliert, wird

die Zukunft zeigen. Einstweilen hat sich die

Situation entspannt; nach Inanspruchnahme

einer ersten Kredittranche kann Griechen-

land dank glaubwürdiger Sparmaßnahmen

im September mit der Auszahlung einer

zweiten Tranche rechnen.

Was die EZB anbelangt, so fasste sie den 

in der Öffentlichkeit, aber auch unter 

Experten nicht unumstrittenen Entschluss,

an den illiquiden Anleihemärkten Grie-

chenlands, Portugals und Irlands als Käufer 

aufzutreten, damit der Verkaufsdruck der 

Investoren nicht immer stärker auf andere

Anleihemärkte ausweichen und dort die 

Refinanzierungsmöglichkeiten unterminie-

ren würde. Dieser Schritt war wohl unver-

meidlich, muss aber die Ausnahme bleiben.

Bis Ende Juli 2010 hatte die EZB den Kauf

von Staatsanleihen auch weitgehend wie-

der eingestellt.

Für die weitere Zukunft der Währungsunion

wird entscheidend sein, inwieweit die  EWU-

Mitglieder das Regelwerk überarbeiten. 

Klar scheint, dass Sanktionen gegen Defizit-

sünder zukünftig schneller und zuverlässi-

ger greifen müssen. Welche Regelungen im 

Einzelnen schließlich beschlossen werden,

ist gegenwärtig noch nicht klar. Klar aber ist

schon heute, dass die Griechenland-Krise

eine Zäsur für die Europäische Währungs-

union darstellt.
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Im Fokus

Nächsten Monat im Fokus: Südamerika auf dem Vormarsch

Fragen und Diskussionsstoff

Versuchen Sie in eigenen Worten den Verlauf der Griechenland-Krise und 

ihre Hintergründe zu schildern.

Wie beurteilen Sie die Rettungspakete für Griechenland und für den 

gesamten Euro-Raum? Welche Vor- und Nachteile sehen Sie? Recherchieren

Sie dazu auch in der Medienberichterstattung.

Was meinen Sie: Müssen die Regeln der Währungsunion verändert werden?

In welche Richtung müssten diese Änderungen gehen? Versuchen Sie, die

aktuelle Berichterstattung zu verfolgen.



Im Jahr 2008 haben etwa 139.000 junge

Leute ihre duale Berufsausbildung und

136.000 die Ausbildung oder Berufsvor-

bereitung an einer beruflichen Schule ab-

gebrochen. Damit gab mehr als jeder

fünfte Azubi bzw. Schüler vorzeitig auf –

wobei viele Abbrecher ihr Glück danach

in einem anderen Ausbildungsgang ver-

suchten. Gegenüber dem Jahr 2006 hat

die Zahl der Abgänger dadurch leicht zu-

genommen, im Vergleich mit dem Jahr

2000 ist sie etwas rückläufig. Alles in

allem werden anhand dieser Statistik die

Probleme vieler junger Menschen deut-

lich, zum einen den richtigen Ausbil-

dungsberuf zu wählen, zum anderen den

Anforderungen der Arbeitswelt gerecht

zu werden. Hohe Abbrecherquoten gibt

es zugleich an den Universitäten: Hier

haben laut Angaben des Statistischen

Bundesamtes 27,5 Prozent derjenigen,

die im Jahr 1999 ein Studium aufge-

nommen hatten, die Universität oder

Fachhochschule bis zum Jahr 2008 ohne

Abschluss verlassen. Besonders prekär

wird die Lage eines jungen Menschen,

wenn er die Schule vorzeitig ohne Ab-

schluss verlässt. Dies waren im Schuljahr

2008/09 7 Prozent aller Schülerinnen und

Schüler. 

Bankgeschäfte online zu erledigen, ist mitt-

lerweile für viele eine Selbstverständlich-

keit – gerade für junge Menschen. Gut zwei 

Drittel der 25- bis 29-Jährigen nutzen den 

bequemen Weg der Kontoführung von zu

Hause aus. Bei den 30- bis 39-Jährigen ist

es immerhin noch mehr als die Hälfte. 

Das ergab eine repräsentative Umfrage 

des Bankenverbandes. Bei den Senioren

nimmt Online Banking auf der Beliebt-

heitsskala zwar keinen Spitzenplatz ein: 

In der Altersgruppe ab 60 Jahren wickeln

aber immerhin 14 Prozent Bankgeschäfte

wie Kontoabfragen und Überweisungen 

online ab (siehe Grafik). Insgesamt nutzen

35 Prozent der erwachsenen Deutschen das

komfortable und obendrein auch kosten-

günstige Online Banking. 
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Junge Leute bevorzugen die Bank-Filiale zu Hause

Berufsausbildung

Insgesamt: einschließlich Hauswirtschaft, Landwirtschaft und Seeschifffahrt. 
Quellen: Bundesinstitut für Berufsbildung, Statistisches Bundesamt.

Jeder Fünfte bricht ab

Vorzeitig gelöste Ausbildungsverträge (in %)

Handwerk

Wer nutzt das Internet für Bankgeschäfte?

April 2010. Quelle: Bundesverband deutscher Banken.

Online Banking nach Altersgruppen (in %)

18 bis 24 Jahre

25 bis 29 Jahre

30 bis 39 Jahre

40 bis 49 Jahre

50 bis 59 Jahre

Ab 60 Jahre

38

36

39

54

68
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Kostenfreie Wirtschafts-Seminare für Lehrer der Sek. I und II
Vom 11. bis 13. Oktober 2010 veranstalten der Bankenverband Hessen und die Frankfurt School of Finance & Management in 

Glashütten erneut ein dreitägiges Seminar für Lehrer des Faches „Politik und Wirtschaft“ in Hessen. Folgende Themen stehen im

Mittelpunkt: Wieso Wirtschaften, warum Banken und was ist Geld? (Ökonomische Bildung im Fach „Politik und Wirtschaft“ für

die Sek. I) und Banken & Kapitalmarkt (Ökonomische Bildung im Fach „Politik und Wirtschaft“ für die Sek. II). Kontakt und 

Anmeldung: Aylin Ayyildiz, a.ayyildiz@fs.de, Tel.: 069/154008-376. Anmeldeschluss ist der 6. September 2010.


